
  

Begl. Abschrift 

S 12 AL 1088/19 

SOZIALGERICHT FÜR DAS SAARLAND 

IM NAMEN DES VOLKES 

GERICHTSBESCHEID 

In dem Rechtsstreit 

- Klägerin -

Prozessbevollmächtigte/r: DGB-Rechtsschutz GmbH Büro Saarbrücken, 
Fritz-Dobisch-Str. 5, 66111 Saarbrücken, 

gegen 

- Beklagter -

hat die 12. Kammer des Sozialgerichts für das Saarland ohne mündliche Verhand­
lung am 12. Mai 2020 gemäß § 105 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch die Richte­
rin 

für R e c h t erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.
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1.

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Gleichstellung mit einem schwerbe­

hinderten Menschen gemäß § 2 Abs. 3 SGB IX. 

Die am 28.07.1955 geborene Klägerin arbeitet seit November 1993 als Sortiererin 

bei der D. , zurzeit als Teilzeitangestellte mit einer vertraglich vereinbarten 

Arbeitszeit von 16 Wochenstunden. Sie hat einen GdB von 40, kann allerdings 

ihre derzeitige Tätigkeit mit behinderungsbedingten Einschränkungen weiter 

ausüben. Die Klägerin unterliegt dem besonderen tariflichen Kündigungsschutz 

fOr ältere Arbeitnehmer gemäß § 34 MTV. 

Am 09.07.2019 stellte die Klägerin bei der Beklagten einen Antrag auf 

Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen gemäß § 2 Abs. 3 SGB IX. 

Mit Bescheid vom 06.08.2019 wurde der Antrag der Klägerin abgelehnt. Die Be­

klagte trug zur Begründung vor gemäß § 156 Abs. 3 SGB IX würden 

Beschäftigungen mit weniger als 18 Wochenstunden nicht als Arbeitsplätze im 

Sinne der Vorschrift gelten. 

Mit Schreiben vom 28.06.2019 legte die Klägerin gegen den oben genannten Be­

scheid Widerspruch ein. Zur Begründung wurde vorgetragen1 die Klägerin arbeite 

stets mehr als 16 Wochenstunden. Es verbiete sich daher an der arbeitsvertragli- 

chen Arbeitszeit festzuhalten.§ 156 Abs. 3 SGB IX sei in seiner aktuellen Fassung 

europarechtswidrig und diskriminierend. 

Der Widerspruch wurde am 19.11.2019 mit der Begründung des 

Ausgangsbescheides :zurückgewiesen. 

Am 17.12.2019 erhob die Klägerin Klage vor dem Sozialgericht für das Saarland. 

Zusätzlich zum Vorbringen im Widerspruchsbescheid trägt die Klägerin vor, dass 

eine Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen zum Schutz ihres 

Arbeitsplatzes dringend erforderlich sei. 
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Die Klägerin beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen unter Aufhebung des Bescheids vom 

06.08.2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 19.11.2019 die Be­

klagte zu verurteilen1 sie mit einem schwerbehinderten Menschen gemäß § 

2 Abs. 3 SGB IX gleichzustellen. 

Die Beklagte stellt keinen Antrag. 

Zusätzlich zum Vorbringen aus Ausgangs-und Widerspruchsbescheid trägt die 

Beklagte vor, dass eine Gleichstellung nicht erforderlich sei. Die Klägerin genieße 

einen tarifvertraglichen besonderen Kündigungsschutz, welcher ausreichend sei, 

dass die Klägerin ihren Arbeitsplatz behalten könne. 

Bezüglich des übrigen Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsak­

te und der beigezogenen Leistungsakte der Beklagten veiwiesen. 

II . 

Das Gericht konnte gemäß § 105 Abs. 1 SGG durch Gerichtsbescheid ohne 

mündliche Verhandlung entscheiden, da die Sache keine besonderen Schwierig­

keiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklärt ist. 

Die Klage ist zulässig, jedoch nicht begründet. 

Gemäß § 2 Abs. 3 SGB IX sollen Menschen mit einem Grad der Behinderung von 

weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übrigen Voraussetzungen des 

Abs. 2 vorliegen mit einem schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden, 

wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Ar­

beitsplatz im Sinne des § 156 5GB IX nicht erlangen oder nicht behalten können. 

§ 156 SGB IX bestimmt, was unter einem Arbeitsplatz zu verstehen ist. Hiernach

gelten Beschäftigungen, die aufgrund zwischen den Parteien getroffenen Verein­

barungen weniger als 18 Stunden wöchentlich ausgeübt werden nicht als Arbeits­

plätze im Sinne von § 2 Abs. 3 SGB IX. Abzustellen ist hier alleine auf die vertrag­

lich mit dem ursprünglichen Arbeitgeber vereinbarte Arbeitszeit; nur wenn diese 

weniger als 18 Stunden pro Woche beträgt, greift § 156 Abs. 3 Alt. 2 SGB IX ein 
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Rechtsmlttelbelehrung 

 

Dieser Gerichtsbescheid kann mit der Berufung angefochten werden. 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats - bei Zustellung an einen im Ausland 

wohnenden Beteiligten innerhalb von drei Monaten - nach Zustellung des Ge­

richtsbescheides beim Landessozialgericht für das Saarland, Egon-Reinert-Str. 4-

6, 66111 Saarbrücken, schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Ge„ 

schäftsstelle einzulegen. 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist beim

Sozialgericht für das Saarland, Egon-Reinert-Str. 4-6, 66111 Saarbrücken, schrift­

lich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 

Die Berufungsschrift soll den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen, einen 

bestimmten Antrag enthalten und die zur Begründung der Berufung dienenden 

Tatsachen und Beweismittel angeben. 

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundesso­

zialgericht zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag 

auf Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats - bei Zustellung an einen im 

Ausland wohnenden Beteiligten innerhalb von drei Monaten - nach Zustellung des 

,-, Gerichtsbescheides bei dem Sozialgericht für das Saarland, Egon-Reinert-Str. 4--6, 

66111 Saarbrücken, schriftlich zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem 

Antrag beizufügen. 

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss 

ab, so beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist 

von neuem, sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen 

Form und Frist gestellt und die Zustimmungserklärung des Gegners beigefügt war. 

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die 

übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
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Die Berufung und der Antrag auf Zulassung der Revision können bei den jeweils 

vorgenannten Stellen auch in elektronischer Form eingelegt werden. Die elektroni­

sche Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das 

für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und entweder von der verant­

wortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder von der verantworten­

den Person auf einem sicheren Übermittlungsweg gern. § 65a Abs. 4 Sozialge­

richtsgesetz (SGG) eingereicht wird. Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu 

den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten elektronischen Signatur, 

ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 

elektronischen Rechtsverkehrs und Ober das besondere elektronische Behörden­

postfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW). Über das Justizpor­

tal des Bundes und der Länder (www.justiz.de) können weitere Informationen über 

die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des 

elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

gez.  

Richterin 

Die vorstehende Abschrift stimmt 
mit der UrsGhrift überein. 

Saarbrücken� 1 3. Mai 

als Urkundsbeamtin 

m�r Geschäftsstelle 




